29. SEPTEMBER 2024 - Königlicher Erlass über den Bürgermeisterrat


(Belgisches Staatsblatt vom 9. Juli 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES UND FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


29. SEPTEMBER 2024 - Königlicher Erlass über den Bürgermeisterrat


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Aufgrund des Gesetzes vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes, insbesondere des Artikels 8;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 6. April 2000 über den Bürgermeisterbeirat;

Aufgrund der Stellungnahme des Generalinspektors der Finanzen vom 27. Februar 2024;

Aufgrund des Einverständnisses der Staatssekretärin für Haushalt vom 13. März 2024;

Aufgrund der Auswirkungsanalyse beim Erlass von Vorschriften, die gemäß den Artikeln 6 und 7 des Gesetzes vom 15. Dezember 2013 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Sachen administrative Vereinfachung durchgeführt worden ist;

Aufgrund des Gutachtens des Staatsrates vom 12. Juni 2024, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

Auf Vorschlag der Ministerin des Innern und aufgrund der Stellungnahme Unserer Minister, die im Rat darüber beraten haben,


Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


KAPITEL 1 - Zusammensetzung des Rats


Artikel 1 - § 1 - Der Bürgermeisterrat, nachstehend "Rat" genannt, setzt sich aus 16 Bürgermeistern zusammen, die gemäß der in § 2 festgelegten Verteilungsregel bestellt werden.

§ 2 - Acht Bürgermeister stammen aus Gemeinden der Flämischen Region, wobei zwei einer Polizeizone mit weniger als 50.000 Einwohnern und sechs einer Polizeizone mit mehr als 50.000 Einwohnern angehören. Sechs Bürgermeister stammen aus Gemeinden der Wallonischen Region, wobei drei einer Polizeizone mit weniger als 50.000 Einwohnern und drei einer Polizeizone mit mehr als 50.000 Einwohnern angehören, und zwei Bürgermeister stammen aus Gemeinden der Region Brüssel-Hauptstadt.

Pro Polizeizone kann nur ein Bürgermeister bestellt werden.


Art. 2 - Die Mitglieder des Rats werden auf Vorschlag des Städte- und Gemeindeverbandes der jeweiligen Regionen vom Minister des Innern bestellt.

Im Rahmen des Vorschlags achten die Verbände in ihrer jeweiligen Region auf den repräsentativen Charakter pro Art der Polizeizone der vorgeschlagenen Mitglieder und, soweit möglich, auf die geographische Verteilung.

Wenn ein bestelltes Mitglied nicht mehr Bürgermeister ist oder sein Mandat im Rat beenden möchte, schlägt der betreffende Städte- und Gemeindeverband ein neues repräsentatives Mitglied vor.


Art. 3 - Unter den Mitgliedern des Rats werden ein Vorsitzender und ein Vizevorsitzender bestimmt.

Der Vorsitzende und der Vizevorsitzende gehören unterschiedlichen Sprachrollen an.


KAPITEL 2 - Arbeitsweise des Rats


Art. 4 - Gemäß Artikel 8 des Gesetzes vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes gibt der Rat auf Verlangen des Ministers des Innern oder aus eigener Initiative Stellungnahmen ab.


Art. 5 - Der Vorsitzende beruft den Rat ein:

1. wenn der Minister des Innern ihn um Stellungnahme ersucht hat,

2. aus eigener Initiative,

3. wenn mindestens fünf Mitglieder des Rats dies beantragen.

Die Einberufung erfolgt über einen Onlineschalter und umfasst eine Tagesordnung.

Schriftstücke in Bezug zu den Tagesordnungspunkten werden ebenfalls über den Onlineschalter übermittelt.

Die Ladung wird den Mitgliedern mindestens sieben Tage vor der Sitzung zugesandt. Bei Dringlichkeit, wie in Artikel 9 Absatz 2 erwähnt, kann diese Frist auf mindestens zwei Tage herabgesetzt werden.


Art. 6 - Der Rat tritt nur dann rechtsgültig zusammen, wenn mindestens acht Mitglieder anwesend sind.


Art. 7 - Der Rat kann Sachverständige einladen, um bestimmte Tagesordnungspunkte zu behandeln.

Die Minister des Innern und der Justiz oder ihre Vertreter können den Sitzungen des Rats auf dessen Einladung hin ebenfalls als Berater beiwohnen, damit jeder für seinen Bereich die Entwürfe vorstellt, für die um Stellungnahme ersucht wird.


Art. 8 - Die Generaldirektion Sicherheit und Vorbeugung ist mit der Unterstützung und den Sekretariatsgeschäften des Rats beauftragt. Sie zieht die anderen zuständigen Dienste hinzu, wenn dem Rat andere Befugnisse übertragen werden als die durch das Gesetz vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes erteilten Befugnisse.


Art. 9 - Der Rat nimmt Stellung binnen einem Monat, nachdem der Vorsitzende des Rats vom Minister des Innern um Stellungnahme ersucht wurde. Auf mit Gründen versehenen Antrag des Rats kann der Minister des Innern diese Frist um höchstens einen Monat verlängern.

Bei Dringlichkeit kann der Minister des Innern diese Frist herabsetzen; sie darf nicht weniger als 10 Tage betragen ab dem Zeitpunkt, an dem der Vorsitzende des Rats den Antrag auf Stellungnahme erhalten hat.

Liegt binnen der festgelegten Frist keine Stellungnahme vor, wird sie außer Acht gelassen.


Art. 10 - Stellungnahmen werden im Konsens erteilt. Wird kein Konsens erzielt, wird eine Abstimmung vorgenommen.

In diesem Fall werden sowohl das Abstimmungsergebnis als auch eventuelle Minderheitsstandpunkte in der Stellungnahme vermerkt.


Art. 11 - Der Rat legt eine Geschäftsordnung über seine interne Organisation fest, wobei diese nur Vorschriften von begrenzter Tragweite oder hauptsächlich technischer Art enthalten darf. Er übermittelt diese Geschäftsordnung und die daran angebrachten Abänderungen dem Minister des Innern.


KAPITEL 3 - Schlussbestimmungen


Art. 12 - Der Königliche Erlass vom 6. April 2000 über den Bürgermeisterbeirat wird aufgehoben.


Art. 13 - Unser Minister des Innern ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


Gegeben zu Brüssel, den 29. September 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin des Innern
A. VERLINDEN

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT 
______


